
Veröffentlichung war der Höhepunkt ei-
ner seit Jahren geführten Debatte über
die deutsche Krankenhauslandschaft.
Denn kein Land in Europa hat im Ver-
hältnis zur Bevölkerung so viele Kran-
kenhausbetten wie die Bundesrepublik.

Diese von Experten als „Überversor-
gung“ beschriebene Bettendichte führt
auch zu steigenden Ausgaben für den
Staat. Während in der Corona-Pandemie
immer wieder über das „kaputtgesparte“
Gesundheitssystem geschimpft wurde,
investiert Deutschland so viel ins Ge-
sundheitswesen wie noch nie. Laut dem
OECD-Bericht „Gesundheit auf einen
Blick“ aus dem vergangenen Jahr flossen
11,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
in den Gesundheitssektor – weltweit der
höchste Wert nach der Schweiz und den
USA. Seit 2008 sind die Ausgaben zudem
um mehr als zwei Prozent gestiegen. 

Aber hätte man die Corona-Krise auch
gestemmt, wenn tatsächlich die Hälfte
der Kliniken geschlossen gewesen wäre?
„Definitiv“, sagt Busse. In den vergange-
nen zehn Wochen seien 35.000 Covid-19-
Patienten im Krankenhaus behandelt
worden, damit sind nach seinen Berech-
nungen täglich nur zwei Prozent aller
Betten in Deutschland mit Corona-Pa-
tienten belegt gewesen.

Allerdings spielte bei der Pandemie
vor allem die Zahl freier Intensiv- und
Beatmungsbetten eine Rolle, die auf
Wunsch von Bund und Ländern im Lau-
fe weniger Wochen aufgestockt worden

R einhard Busse beginnt
mit einer rhetorischen
Frage. „Wollen Sie lie-
ber zehn Minuten in
ein schlechtes Kran-
kenhaus fahren oder 30
Minuten in ein gutes?“,

sagt der Gesundheitsökonom. Er legt ei-
ne kurze Pause ein. Dann erklärt er, den
kleinen Kliniken in Wohnortnähe fehle
es häufig an Ausstattung und geschul-
tem Fachpersonal. Dieses sei über zu
viele Krankenhäuser verteilt. Notfälle
wie Herzinfarkt oder Schlaganfall ende-
ten deswegen unnötig häufig tödlich.
Besser wäre es daher, so Busse, wenn
Deutschland Ressourcen bündelt und
auf „wenige gute Häuser“ setzt. Sein
Vorschlag: 400 große, moderne Kliniken
– statt den bestehenden knapp 1400
Krankenhäusern.

VON KAJA KLAPSA

Der Professor für Management im Ge-
sundheitswesen an der Technischen
Universität Berlin ist Mitautor einer Stu-
die der Bertelsmann-Stiftung, die ver-
gangenen Sommer großes Aufsehen er-
regt hat. Unter dem Titel „Neuordnung
Krankenhaus-Landschaft“ forderten
Wissenschaftler, die Zahl der Kranken-
häuser mehr als zu halbieren. Dies wür-
de die Qualität der Patientenversorgung
verbessern und die Engpässe bei Ärzten
und Pflegern entschärfen, hieß es. Die

waren. Derzeit gibt es laut dem Intensiv-
register der Deutschen interdisziplinä-
ren Vereinigung für Intensiv- und Not-
fallmedizin 32.437 Betten, von denen
mehr als ein Drittel frei sind. 14 Prozent
aller Intensivbetten befinden sich in
kleinen Krankenhäusern, wie eine Erhe-
bung des Statistischen Bundesamt von
2017 zeigt. Also in solchen, die weniger
als 200 Betten haben und laut der Ber-
telsmann-Studie geschlossen gehören.

„Es waren gerade die kleinen Kran-
kenhäuser außerhalb der Ballungsgebie-
te, die uns in dieser Pandemie gestützt
haben“, sagt der Präsident der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft (DKG)
Gerald Gaß. Sie seien es gewesen, die die
Lücken der ambulanten Medizin ge-
schlossen haben und innerhalb weniger
Tage Fieberambulanzen und Testzen-
tren aufbauen konnten. „Die immer wie-
der verbreitete Mär von dem schlechten
Krankenhaus, nur weil es klein ist, hat
sich eindeutig als Trugschluss erwiesen.“D er Präsident der Bundesärzte-

kammer Klaus Reinhardt mahn-
te im Dezember vergangenen

Jahres noch eine „Bereinigung der Kli-
niklandschaft“ an, doch nun kommen
von ihm etwas andere Töne: „Entschei-
dend ist, dass Personal und Kapazitäten
für die Patientenversorgung nicht nur
erhalten bleiben, sondern ausgebaut
werden“, sagte Reinhardt dieser Zei-
tung. Mit Blick auf die Studie der Ber-

telsmann-Stiftung fügt er hinzu: „Würde
die Politik solchen Empfehlungen fol-
gen, hätten wir in Deutschland bei der
nächsten Pandemie unter Umständen
ähnliche Verhältnisse, wie es sie im
März und April in Italien, Spanien oder
Frankreich gab.“ Standorte könnten zu-
sammengelegt werden, wenn dies medi-
zinisch sinnvoll ist. Damit könne man
Synergieeffekte nutzen, den Arbeits-
druck der Mitarbeiter mindern – und
„Freiräume für Investitionen“ schaffen,
so Reinhardt.

Doch um Investitionen in Kranken-
häusern steht es schlecht. Seit Jahren
kommen die Bundesländer ihrer Ver-
pflichtung nicht nach, den Häusern die
Infrastruktur zu finanzieren, wie etwa
den Bau eines OP-Saals. Daher versu-
chen die Kliniken, das Geld, das sie mit
den Behandlungen über die Krankenkas-
sen einnehmen, umzusteuern. Darunter
litt in der Vergangenheit in erster Linie
der zusammengesparte Pflegesektor.
„Die Krankenhäuser in Deutschland sind
nicht fit für die Zukunft“, resümiert Eu-
gen Brysch, Vorstand der Stiftung Pa-
tientenschutz. „Darunter leiden insbe-
sondere alte, pflegebedürftige und chro-
nisch kranke Menschen.“

Damit Krankenhäuser Gewinne ma-
chen und lebensfähig bleiben können,
müssen sie für ordentlich Betrieb sor-
gen. Für jede Behandlung bezahlen ih-
nen die Krankenkassen eine Fallpauscha-
le, also eine definierte Vergütung. Je

mehr Eingriffe sie durchführen und je
aufwendiger diese sind, desto mehr Geld
kommt also in die Kasse – etwa dank
Knie-OPs oder Hüftgelenkprothesen.
Für viele Experten gilt auch dieses Fi-
nanzierungssystem als Grund für die
Überversorgung in Deutschland – und
dafür, dass hierzulande so viele Men-
schen im Krankenhaus behandelt wer-
den wie in keinem anderen Land der
Welt (siehe Grafik).L aut Gesundheitsökonom Busse

könnte mit der Schließung kleiner,
nicht notwendiger Krankenhäuser

auch dieses Problem angegangen wer-
den. „Bei weniger Betten würden auch
weniger zweifelhafte Eingriffe durchge-
führt“, sagt Busse, der im April von Ge-
sundheitsminister Jens Spahn (CDU) in
einen Expertenbeirat berufen wurde, um
die Unterstützung der Krankenhäuser in
der Corona-Krise zu überprüfen.

Doch diese Strategie stößt nicht über-
all auf Zustimmung. „Auch wenn wir
kleine Häuser schließen, wird der wirt-
schaftliche Druck nicht verringert, ganz
im Gegenteil“, sagt Karl-Heinz Weh-
kamp, Medizinethiker und Professor für
Medizinmanagement an der Uni Bre-
men. „Es wird dazu führen, dass Kran-
kenhauskonzerne viele der Häuser über-
nehmen und weiterhin ihren gewinnori-
entierten Kurs verfolgen, um hohe Ren-
dite zu erzielen.“ Wehkamp fordert da-
her ein grundsätzliches Umdenken im
Gesundheitswesen. Kliniken sollten
demnach zu der öffentlich finanzierten
Infrastruktur gehören wie etwa Wasser-
oder Elektrizitätswerke. 

Eine andere Tücke des Finanzierungs-
systems: Die Vergütung pro Leistung
lässt kaum Raum für Reserven. Ärzteprä-
sident Reinhardt wünscht sich daher
künftig eine Finanzierung von Vorhalte-
kosten für Personal und Technik. „Was
bei anderen Einrichtungen, wie zum Bei-
spiel der Feuerwehr, selbstverständlich
ist, muss auch für die Krankenhäuser in
Deutschland gelten.“

Dies sei auch bei zusätzlichen Inten-
siv- und Beatmungskapazitäten der Fall,
betont DKG-Chef Gaß. Es brauche daher
auch dafür „ergänzende Finanzierungs-
bestandteile“. Auf die Frage, ob man
künftig tatsächlich leere Betten finanzie-
ren wolle, sagte allerdings vergangene
Woche Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn WELT: „Für die nächsten Monate
ja, aber viel weniger als aktuell. Wir ha-
ben in der Krise gelernt, wie binnen we-
niger Tage eine große Zahl von Intensiv-
betten durch die Verschiebung von OPs
frei werden kann.“

Busse bleibt bei seiner Hoffnung, dass
die Pandemie die Debatte über Klinik-
schließungen nicht vom Tisch wischen
wird. Ansonsten würde womöglich das
eintreten, was er die deutlich schlechte-
re Lösung nennt: Kliniken würden von
ihren Trägern ungeplant geschlossen –
wegen finanzieller Verluste. Denn schon
vor der Corona-Krise waren in Deutsch-
land zwölf Prozent aller Krankenhäuser
von Insolvenz bedroht.

Corona-Lehren für die Kliniken
Deutschland ist mit seinen Krankenhäusern bisher gut durch die Pandemie gekommen. Doch der Streit darüber, ob wir zu viele
davon haben und eine Konzentration auf wenige gute nicht besser wäre, hört nicht auf. Liefert uns die Seuche neue Erkenntnisse? 
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F ast auf den Tag genau sechs Mo-
nate hat er eingesessen, vom 28.
November 2019 bis zum 27. Mai

2020. Jetzt wurde der Auslieferungs-
haftbefehl gegen den ukrainischen Oli-
garchen Alexander Onischenko aufge-
hoben. Damit wurde ein juristisches
Tauziehen beendet, bei dem sich die
deutsche Justiz in den Kampf verfeinde-
ter Oligarchen der Ukraine hatte hi-
neinziehen lassen (WAMS vom 17.5.).

VON STEFAN AUST

Der ukrainische Oligarch, zunächst
mit Auto- und später mit Erdgashandel
zu erheblichem Reichtum gekommen,
hatte den Fehler gemacht, sich erst mit
dem früheren Präsidenten Poroschenko
politisch zu verbünden und später mit
ihm zu verkrachen. Daraufhin ließ der
Generalstaatsanwalt der Ukraine 2018
einen Haftbefehl gegen ihn verhängen –
wegen angeblicher Manipulationen des
Preises bei Kauf und Verkauf von Erd-
gas. Ein Prozess ohne den Angeklagten
findet gegenwärtig in Kiew statt. Aus
bisher nicht bekannten Gründen war

der zwei Jahre alte Haftbefehl der
Ukraine, der zuvor weder von Interpol
noch von irgendeinem europäischen
Land übernommen worden war, von der
Generalstaatsanwaltschaft Oldenburg
in einen deutschen Auslieferungshaft-
befehl umgesetzt worden. Erst sein neu
in den Fall eingetretener Anwalt Peter
Gauweiler und dessen Kollege Dominik
Klauck aus München konnten bei einer
Akteneinsicht feststellen, dass es offen-
bar ein höheres Interesse gab, den er-
klärten Feind des damaligen ukraini-
schen Präsidenten Poroschenko in eben
dessen Machtbereich auszuliefern.

Gegen die Auslieferung Onischenkos
in die Ukraine kämpften seine Anwälte
vor allem mit dem Argument, dort habe
er nicht mit einem rechtsstaatlichen
Verfahren zu rechnen. Außerdem seien
Leib und Leben des Mandanten bedroht.
Sie führten Zeugenaussagen und Indi-
zien dafür an, dass man ihm nach dem
Leben trachtet. Offenbar geht es in Oli-
garchien auch nicht viel anders zu als bei
der Mafia – es gilt die Omerta, das Ge-
setz des Schweigens. Wer wie Onischen-
ko in einem Buch – und einem Interview

in dieser Zeitung – ohne sich selbst zu
schonen, das System Poroschenko ange-
prangert, gilt als Verräter und muss
wohl mit allem rechnen. Zwar wurde Po-
roschenko inzwischen abgewählt, aber
er gehört immer noch zu den reichsten
und mächtigsten Männern des Landes.
Außerdem deutet alles darauf hin, dass
der Finanzier hinter dem neuen Präsi-
denten Selenskyj gerade dabei ist, sich
mit dessen Vorgänger zu arrangieren.

Alle Anträge der Verteidiger wurden
abgelehnt. Die Haft dauerte fort. Offen-
bar hatte die Generalstaatsanwaltschaft
der Ukraine mit einer zügigen Ausliefe-
rung Onischenkos gerechnet, denn die
Termine für den Prozess vor dem „Ho-
hen Antikorruptionsgericht“ in Kiew
wurden Ende Januar dem Justizministe-
rium in Hannover mitgeteilt. Am 4. Mai
sollte es losgehen. Man wünschte Oni-
schenkos Auslieferung, der zu dieser
Zeit in der Haftanstalt Oldenburg ein-
saß. Zwei Monate ließ sich die deutsche
Justiz Zeit, den Kollegen in der Ukraine
mitzuteilen, dass über die Auslieferung
hierzulande ein Richter zu entscheiden
habe. Dem Gefangenen selbst wurde die

Vorladung weder ausgehändigt noch
mitgeteilt. Erst als WELT AM SONN-
TAG von der Vorladung aus Kiew, der
Ablehnung durch die niedersächsische
Justiz und deren Geheimhaltung gegen-
über dem Betroffenen berichtete, wurde
Onischenko selbst davon unterrichtet.

Vielleicht war es dieses – sehr spe-
zielle – Vorgehen der Justizbehörde, das
die Richter des Oberlandesgerichts Ol-
denburg veranlasste, den Auslieferungs-
haftbefehl doch infrage zu stellen.

Man machte es sich auf 18 Seiten so
leicht wie möglich. Auf sechs Seiten zi-
tierten die Richter einen Bericht des Eu-

ropäischen Komitees zur Verhütung der
Folter und unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung und Strafe (CPT)
vom September 2018 über einen im De-
zember 2017 durchgeführten Besuch
ukrainischer Haftanstalten. Die Bedin-
gungen dort seien unmenschlich. Allein
der dort vorgeschriebene Haftraum von
2,5 Quadratmetern pro Häftling sei
durch die Überfüllung der Gefängnisse
noch geringer. Fast krampfhaft hatte
sich das Gericht im März und April 2020
bemüht, über die Generalstaatsanwalt-
schaft – und die wiederum über das Bun-
desamt für Justiz – aus der Ukraine „Zu-
sicherungen zu den Haftbedingungen
im konkreten Fall“ einzuholen. Die Ant-
worten aus Kiew waren eher allgemein.
Das Gericht fragte nach und erhielt
nicht einmal Auskunft darüber, wo und
wie der Gefangene im Falle eine Verur-
teilung untergebracht würde. „Ange-
sichts dessen“, so die Richter in ihrer
Entscheidung, „besteht eine beachtliche
Wahrscheinlichkeit, dass in Bezug auf
die Haftbedingungen in der Ukraine die
völkerrechtlichen Mindeststandards
(weiterhin) nicht beachtet werden“.

Nach alledem sei eine Auslieferung
Onischenkos „derzeit nicht zulässig“
und deshalb „liegen auch die Vorausset-
zungen für eine Fortdauer der Ausliefe-
rungshaft nicht mehr vor“.

Das war allerdings auch vor sechs
Monaten, am Tage seiner Festnahme
Ende November 2019, und davor, am 3.
Juli 2019, dem Tag, an dem die General-
staatsanwaltschaft einen zwei Jahre al-
ten Haftbefehl aus der Ukraine in einen
deutschen Haftbefehl verwandelte,
nicht anders – und war allseits bekannt.

Wer oder was damals den Anlass für
die „Operation O.“ gab, liegt nach wie
vor im Dunkeln deutsch-ukrainischer
Kungeleien. Mit der Freilassung des
Oligarchen Alexander Onischenko ist
der Fall längst nicht erledigt. Onischen-
ko gilt als einer der wichtigsten Zeugen
im Fall Hunter Biden, dem Sohn des
früheren US-Vizepräsidenten Joe Bi-
den, der im Aufsichtsrat eines der größ-
ten ukrainischen Erdgaskonzerne saß,
während gegen diesen wegen Korrupti-
on ermittelt wurde. Der Fall dürfte
während der US-Wahlen im Herbst
wieder zum Thema werden.

Nach fast sechs Monaten muss die Staatsanwaltschaft Oldenburg den ukrainischen Oligarchen Alexander Onischenko aus der Haft entlassen
Auslieferung unzulässig

Alexander Onischenko 

IM
AG

O/
UK

RA
INI

AN
 NE

WS

„Gehe von deinen Beständen aus,
nicht von deinen Parolen“, gab uns
schon vor Jahrzehnten Gottfried
Benn zu bedenken. Gerade in der Au-
ßen- und der Europapolitik scheint es,
als seien diese Worte nie geschrieben
worden. Auf drastische Weise erin-
nert uns Bilahari Kausikan nun er-
neut an die Illusionen, die sich die Eu-
ropäer von ihrer eigenen Bedeutung
in der Welt machen. Im Juniheft der„Internationalen Politik“ schreibt
der ehemalige Botschafter Singapurs
in Russland und heutige Leiter des
Middle East Institute an der Universi-
tät seines Heimatlandes: „Es gibt kei-
ne Soft Power ohne harte Macht.“ Das
gelte besonders für Asien, wo selbst
der Handel letztlich eine geostrategi-
sche und politische Rolle spiele. „In
Asien wird die EU kaum als wichtiger
Akteur im geopolitischen Sinne wahr-
genommen. Dass man sich in Brüssel
gern die Zeit damit vertreibt, Abhand-
lungen über chinesische Außenpolitik
zu schreiben, interessiert hier nur die
wenigsten.“

Schlimmer noch, so Kausikan: Es
habe überall in Asien einen verhee-
renden Eindruck hinterlassen, dass
die Europäer mit ihren hochtraben-
den Ansprüchen in der Pandemie nur
an sich selbst gedacht hätten. Über-
haupt hat Kausikan den Eindruck, die
Europäische Union habe sich mit ih-
ren Projekten übernommen. Die Eu-
ropäer seien wie alle Menschen eben
nicht nur Herden-, sondern auch
Stammestiere. „Kann es wirklich ein
‚europäisches Ich‘ geben, das über 27
Nationen steht?“, fragt der Autor, um
gleich selbst zu antworten: „Die na-
tionalistischen Reaktionen der Mit-
gliedstaaten auf die Corona-Krise ge-
ben wenig Anlass für Optimismus.“

Die EU dürfe sich dennoch nicht
„in einen Kokon der Selbstgefälligkeit
zurückziehen“, mahnt Kausikan.
Doch selbst wenn es gelänge, sich aus
dieser Misslichkeit zu befreien, soll-
ten die Europäer endlich einsehen,
dass sie ihren eigenen Ansprüchen
nicht gerecht werden – und das weder
militärisch noch strategisch. Kausi-kan stellt fest: „Die meisten geopoliti-
schen Initiativen der EU sind geschei-
tert, am spektakulärsten in der Ukrai-
ne.“ Wer nicht einmal über die Mittel
verfüge, sich auf dem eigenen Konti-
nent zu behaupten, der werde auch
von den Asiaten nicht ernst genom-
men werden.

Der Autor nennt ein Beispiel: Als
Singapur mit der EU über ein Frei-
handelsabkommen verhandelte, bat
Brüssel darum, einen ähnlich guten
Handelsvertrag zu bekommen wie die
USA. Singapurs Handelsminister ant-
wortete daraufhin nüchtern: „Sobald
Sie eine Siebte Flotte haben, können
Sie auch gleichbehandelt werden.“Kausikan schließt: „Wenn schon ein
kleiner Stadtstaat so denkt, wie denkt
dann erst China?“

Mehr Schein
als Sein
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